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Der Präsident des Bundesrates 
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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitziiteilen, daß der Bundesrat in seiner 
193. Sitzung am 16. Mai 1958 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 7. Mai 1958 verabschiedeten 

Gesetzes über die Preisstatistik 
— Drucksachen 44, 343 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Brandt 


Berlin, den 16. Mai 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige 
Schreiben vom 7. Mai 1958 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Gesetz über die Preisstatistik 


1. § 7 des Entwurfs erhält folgende Fassung: : 

.§ 1 I 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 5 erfaßt die ; 

Preise für nach Arten und Merkmalen bezeich- i 
nete Grundstücke in Fällen der Veräußerung auf 
Grund Kaufvertrages. I 

(2) Auskunftspflichtig sind Veräußerer und Er- I 

Werber. Die Erhebungen werden für höchstens 
15 vom Hundert der Veräußerungsfälle je Jahr ; 
durchgeführt. ! 

(3) Die Anschriften der Auskunftspflichtigen j 
werden den erhebenden Behörden durch die ! 
Grundbuchämter mitgeteilt." 

2. In § 8 Abs. 1 des Entwurfs sind die Worte 
„§§ 3 bis 7" durch die Worte „§§ 3 bis 6" zu i 
ersetzen. 

Begründung 

Der Bundestag hat § 7 unverändert in der Fas- 
sung des Regierungsentwurfs beschlossen. § 7 
Abs. 1 sieht vor, daß von der Statistik die Preise , 
der nach Arten und Merkmalen bezeichneten 
Grundstücke erfaßt werden. Nach § 7 Abs. 2 sind j 
die Grundbuchämter auskunftspflichtig. | 

hat der Bundestag den vom Bundesrat 
beim ersten Durchgang gegen die Auskunfts- 
pflicht der Grundbuchämter erhobenen Beden- 
ken und seinem Vorschlag, § 7 Abs. 2 zu strei- 
chen, nicht Rechnung getragen. Der Bundesrat 
war der Auffassung, daß den Grundbuchämtern 
angesichts ihrer außerordentlich starken Ge- 


schäftsbelastung, insbesondere durch die mit 
dem Wohnungsbau zusammenhängenden Auf- 
gaben, die zusätzliche erhebliche Arbeit, die aus 
der Auskunftspflicht entstehen würde, nicht zu- 
gemutet werden könne. Dies gelte insbesondere 
dann, wenn die Grundbuchämter unter Umstän- 
den umfangreiche Ermittlungen darüber anstel- 
len müßten, ob die veräußerten Grundstücke den 
vom Statistischen Bundesamt bestimmten „Arten 
und Merkmalen" entsprechen. 

Die vom Bundesrat damals erhobenen Bedenken 
bestehen unverändert fort und erscheinen als so 
schwerwiegend, daß die Anrufung des Vermitt- 
lungsausschusses geboten erscheint. Der Bun- 
desrat sieht davon ab, den früheren Vorschlag 
auf Streichung des § 7 Abs. 2 zu wiederholen. 
Er hält aber die Neufassung des § 7 für erfor- 
derlich, die dem Kompromißvorschlag der Bun- 
desregierung in ihrer Stellungnahme zu dem 
früheren Bundesratsvorschlag entspricht. Aus- 
kunftspflichtig sind danach die Erwerber und 
Veräußerer. Den Grundbuchämtern obliegt es 
lediglich, den erhebenden Behörden die An- 
schriften der Veräußerer und Erwerber mitzu- 
teilen. Die Erhebungen werden für höchstens 
15 vom Hundert der Veräußerungsfälle je Jahr 
durchgeführt. Diese Regelung beschränkt die 
Statistik auf den notwendigen Umfang und ver- 
ringert die Belastung der Grundbuchämter auf 
ein vertretbares Maß. 

Die Änderung des § 8 Abs. 1 des Entwurfs 
ergibt sich aus der für § 7 vorgeschlagenen 
Fassung. 
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